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Jahrgang 2019  Ausgegeben am 26. Juni 2019 

50. Gesetz: Steiermärkisches Web-Zugangs-Gesetz – StWZG 

 (XVII. GPStLT RV EZ 3302/1 AB EZ 3302/4) 

 [CELEX-Nr.: 32016L2102] 

50. Gesetz vom 14. Juni 2019 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und 
mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen (Steiermärkisches Web-Zugangs-Gesetz – 
StWZG) 

Der Landtag Steiermark hat beschlossen: 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt den barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen des 
Landes Steiermark, der Gemeinden, der Gemeindeverbände, der durch Landesgesetz eingerichteten 
Selbstverwaltungskörper und der sonstigen durch Landesgesetz eingerichteten juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten vorbehaltlich der §§ 4 und 6 nicht für den Zugang zu 
folgenden Inhalten von Websites und mobilen Anwendungen: 

 1. Dateien mit Büroanwendungsformaten, die vor dem 23. September 2018 veröffentlicht wurden 
und deren Inhalte nicht für laufende Verfahren des jeweiligen Rechtsträgers erforderlich sind; 

 2. aufgezeichnete zeitbasierte Medien, wie Video- und Audiomedien, die vor dem 23. September 
2020 veröffentlicht wurden; 

 3. live übertragene zeitbasierte Medien; 

 4. Online-Karten und Kartendienste, sofern bei Karten für Navigationszwecke wesentliche 
Informationen in einer barrierefrei zugänglichen Weise digital bereitgestellt werden; 

 5. Inhalte von Dritten, die vom jeweiligen Rechtsträger weder finanziert noch entwickelt werden 
und die auch nicht dessen Kontrolle unterliegen: 

 6. Reproduktionen von Stücken aus Kulturerbesammlungen, wenn sie aufgrund 

 a) der Unvereinbarkeit der Barrierefreiheitsanforderungen mit der Erhaltung des betreffenden 
Gegenstandes oder der Authentizität der Reproduktion oder 

 b) der Nichtverfügbarkeit automatisierter und kosteneffizienter Lösungen, mit denen Text aus 
Manuskripten oder anderen Stücken aus Kulturerbesammlungen einfach extrahiert und in mit 
den Barrierefreiheitsanforderungen kompatible Inhalte umgewandelt werden können, 

 nicht vollständig barrierefrei zugänglich gemacht werden können; 

 7. Inhalte von Extranets und Intranets, die vor dem 23. September 2019 veröffentlicht wurden, bis 
diese Websites grundlegend überarbeitet werden; 

 8. Archivgut, das ausschließlich Inhalte enthält, die weder für laufende Verwaltungsverfahren 
benötigt werden, noch nach dem 23. September 2019 aktualisiert oder überarbeitet wurden; 

 9. Inhalte von Websites und mobilen Anwendungen von Schulen, Kindergärten und 
Kinderbetreuungseinrichtungen, ausgenommen jene Inhalte, die sich auf wesentliche 
Onlineverwaltungsfunktionen beziehen; 

 10. Inhalte, bei denen die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen nach § 3 zu einer 
unverhältnismäßigen Belastung des jeweiligen Rechtsträgers führen würde. Bei der Prüfung der 
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Unverhältnismäßigkeit der Belastung sind insbesondere die Größe, die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit und die Art des Rechtsträgers, die geschätzten Kosten und Vorteile für den 
Rechtsträger im Verhältnis zu den geschätzten Vorteilen für Menschen mit Behinderung sowie 
die Nutzungshäufigkeit und die Nutzungsdauer der betreffenden Website oder mobilen 
Anwendung zu berücksichtigen. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bedeuten: 

 1. barrierefreier Zugang: Schaffung und Instandhaltung von technischen Voraussetzungen, um die 
Nutzung von Websites und mobilen Anwendungen insbesondere Menschen mit Behinderungen 
zu ermöglichen oder zu erleichtern; 

 2. mobile Anwendungen: Anwendungssoftware, die zur Nutzung auf mobilen Geräten wie 
Smartphones oder Tablets konzipiert und entwickelt wurde; 

 3. Dateien mit Büroanwendungsformaten: Dokumente, die nicht in erster Linie für die Verwendung 
im Internet gedacht sind und die in Websites enthalten sind; 

 4. zeitbasierte Medien: Audiodateien, Videodateien, Audio-Videodateien, interaktives Audio- 
und/oder Videomaterial; 

 5. Kulturerbesammlungen: Gegenstände in privatem oder öffentlichem Besitz, die Teil von 
Sammlungen sind, die von Kultureinrichtungen wie Bibliotheken, Archiven und Museen geführt 
werden und die von historischem, künstlerischem, archäologischem, ästhetischem, 
wissenschaftlichem oder technischem Interesse sind; 

 6. Extranets und Intranets: Websites, die nur für eine geschlossene Gruppe von Personen und nicht 
für die allgemeine Öffentlichkeit verfügbar sind; 

 7. Archivgut: Unterlagen, die bei den Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 1 in Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben anfallen oder von diesen rechtmäßig erworben wurden und die archivwürdig im Sinne 
des § 2 Z 8 Steiermärkisches Archivgesetz – StAG sind. 

§ 3 

Barrierefreier Zugang 

(1) Websites und mobile Anwendungen im Sinne des § 1 sind wahrnehmbar, bedienbar, verständlich 
und robust zu gestalten. 

(2) Inhalte von Websites und mobilen Anwendungen erfüllen die Barrierefreiheitsanforderungen, 
wenn sie den harmonisierten Normen, deren Referenzen nach der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, entsprechen. 

§ 4 

Erklärung zur Barrierefreiheit und Qualitätssicherung 

(1) Die Rechtsträger gemäß § 1 Abs. 1 haben auf ihrer Website eine Erklärung zur Barrierefreiheit 
ihrer Websites und mobilen Anwendungen in einem barrierefrei zugänglichen Format zu veröffentlichen 
und aktuell zu halten. Hiefür ist die nach Art. 7 der Richtlinie (EU) Nr. 2016/2102 erlassene 
Mustererklärung zu verwenden. 

(2) Weiters haben die Rechtsträger gemäß § 1 Abs. 1 jede Mitteilung von Nutzern ihrer Website oder 
mobilen Anwendung zu Mängeln bei der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen zu prüfen, 
erforderlichenfalls Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel zu ergreifen und dem jeweiligen Nutzer 
das Ergebnis diese Prüfung sowie die getroffenen oder beabsichtigten Maßnahmen binnen zwei Monaten 
bekannt zu geben. Anfragen von Inhalten zu Websites und mobilen Anwendungen, die nach § 1 Abs. 2 
Z 1 bis 10 von der Verpflichtung zur Erfüllung der Barrierefreiheitsanforderungen ausgenommen und 
nicht barrierefrei zugänglich sind, sind ebenfalls binnen zwei Monaten zu beantworten. 

§ 5 

Überwachung und Berichtspflicht 

(1) Die Landesregierung hat wiederkehrend zu überwachen, inwieweit Websites und mobile 
Anwendungen der in § 1 Abs. 1 genannten Rechtsträger den Barrierefreiheitsanforderungen nach § 3 
entsprechen. Die Überwachung ist unter Anwendung der in Art. 8 Abs. 2 und 3 der Richtlinie (EU) 
Nr. 2016/2102 festgelegten Methoden durchzuführen und hat unter Einbindung des jeweiligen 
Rechtsträgers zu erfolgen, der zur Mitwirkung im erforderlichen Ausmaß verpflichtet ist. Über das 
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Ergebnis der Überwachung hat die Landesregierung unter Einhaltung der nach Art. 8 Abs. 2 und 4 bis 5 
der Richtlinie (EU) Nr. 2016/2102 festgelegten Methoden und Modalitäten jedes dritte Jahr einen Bericht 
zu erstellen, zu veröffentlichen und an den Bund zu übermitteln. 

(2) Die Landesregierung kann geeignete Personen oder Einrichtungen außerhalb der 
Landesverwaltung, die über entsprechende Qualifikation und Erfahrung verfügen, mit der Überwachung 
und der Erstellung des Berichts beauftragen. 

§ 6 

Beschwerdestelle 

(1) Beschwerden betreffend die Verletzung der Bestimmungen der § 1 Abs. 2, §§ 3 bis 4 sind von 
der/dem Gleichbehandlungsbeauftragten des Landes und der Gemeinden (L-GBG) entgegenzunehmen 
und zu prüfen. Ist die Beschwerde berechtigt, so sind Handlungsempfehlungen auszusprechen und 
Maßnahmen vorzuschlagen. 

(2) Die Organe des Landes, der Gemeinden, Gemeindeverbände, der durch Landesgesetz 
eingerichteten Selbstverwaltungskörper und sonstigen durch Landesgesetz eingerichteten juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts haben der/dem Gleichbehandlungsbeauftragten des Landes und der 
Gemeinden (L-GBG) die zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfügung zu 
stellen und Auskünfte zu erteilen. 

§ 7 

EU-Recht 

Mit diesem Gesetz wird die Richtlinie (EU) des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2016 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen 
öffentlicher Stellen, ABl. L 327 vom 2.12.2016, S. 1, umgesetzt. 

§ 8 

Verweise 

(1) Verweise in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze sind als Verweise auf die jeweils geltende 
Fassung zu verstehen. 

(2) Verweise auf Vorschriften der europäischen Union sind als Verweise auf folgende Fassungen zu 
verstehen: 

 1. Verordnung (EU) Nr. 1025/2012: Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25.10.2012 zur europäischen Normung, zur Änderung der Richtlinien 
89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 
98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und 2009/105/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates, ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 12. 

 2. Richtlinie (EU) Nr. 2016/2102: Richtlinie (EU) des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2016 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen 
öffentlicher Stellen, ABl. L 327 vom 2.12.2016, S. 1. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 27. Juni 2019, in Kraft und 
ist anzuwenden auf 

 1. Websites, die am 23. September 2018 noch nicht veröffentlicht wurden, ab dem 23. September 
2019; 

 2. Websites, die am 23. September 2018 bereits veröffentlicht waren, ab dem 23. September 2020; 

 3. mobile Anwendungen ab dem 23. Juni 2021. 
 

Landeshauptmann 

Schützenhöfer 

Landeshauptmannstellvertreter 

Schickhofer 
 


